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INHALT

Liebe Mitglieder,

Der Mietendeckel ist gekippt und die EM ist verlo-
ren. Was soll nun werden? Ganz einfach, auf die EM 
setzen wir in Erwartung der WM einen Flicken und 
auf den Mietendeckel folgt die, für den Mieter, viel 
günstigere Mietpreisbremse. Günstiger nicht nur, 
weil es sich um ein Bundesgesetz handelt, sondern 
insbesondere deshalb, weil Mieten, die 10% ober-
halb der ortsüblichen Vergleichsmiete liegen, abge-
senkt und Überzahlungen gegebenenfalls erstat-
tet werden müssen. Die Basis für die Ermittlung der 
ortsüblichen Vergleichsmiete ist zunächst der Mie-
tenspiegel. Voraussetzung ist natürlich, dass der 
Mietenspiegel den gesetzlichen Anforderungen, 
die man üblicherweise an die Darstellung eines 
Mietenspiegels zu stellen hat, erfüllt. Naja, wenn 
man berücksichtigt, dass der aktuelle Mieten-
spiegel 2021 lediglich auf der Grundlage der Fort-
schreibung des Mietenspiegel 2019 mit einem Ver-
braucherpreisindex von 1,1% beruht und auch der 
Mietenspiegel 2019 die Fortschreibung des Mieten-
spiegels 2017 ist, dann ahnt man schon, dass ge-
wisse Vermieterkreise ggf. berechtigterweise an 
der Qualität des Mietenspiegels zweifeln werden. 

Man muss erkennen, dass dem Mietenspiegel zu-
künftig eine zentrale Rolle zukommt. Ob es in die-
sem Zusammenhang ausreicht, wenn Vermieter- 
und Mieterverbände sich unter der Führung des Se-
nats auf einen Mietspiegel verständigen und auf die 
Ausarbeitung eines sog. qualifizierten Spiegels ver-
zichten? Es wird wohl dazu führen, dass die Frage 
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der Qualität von den Gerichten zu klären sein wird.  
Entscheidend wird sein, ob der Mietenspiegel das 
Geschehen am Mietmarkt realistisch abbildet. Na-
türlich kann man fordern, dass der Betrachtungs-
zeitraum von 6 – so die SPD – auf 8 Jahre verlängert 
wird oder gar wie die Grünen eine Ausweitung auf 
20 Jahre als zutreffend gesehen wird. Es scheint 
mir aber bedenklich, wenn man meint, Mietver-
träge aus dem Jahre 2000 zur Belegung und zum 
Nachweis des aktuellen Mietspiegels heranziehen 
zu können. 

Wichtiger wäre aber vielleicht die Datenbasis über-
haupt zu vergrößern. Je mehr Wohnungen zur Be-
gründung des Mietenspiegels erfasst werden, um-
so größer wäre die Datenbasis. D. h. die Anzahl der 
Mietverträge die man zur Ermittlung der Miethöhe 
heranzieht, muss in einem vernünftigen Größenver-
hältnis zur Anzahl der abgeschlossenen Wohnungs-
mietverträge stehen, weil nicht wenige Wohnungs-
mietverträge quasi die Grundlage eines Mieten-
spiegels für eine Millionenstadt bilden können. Die 
Schwächen des bisherigen Rechts sollen nun durch 
eine Reform des Mietspiegelrechts verbessert wer-
den. So soll zukünftig von Seiten der Mieter und Ver-
mieter eine Auskunftsverpflichtung bestehen. Eine 
mögliche Gesetzesanpassung ist aber noch nicht 
ausformuliert. Es dürfte auch mehr als fraglich sein, 
ob das Gesetz die parlamentarischen Hürden noch 
vor den Bundestagswahlen nehmen wird. 

Apropos Wahlen: Man wird doch nicht annehmen 
wollen, dass die SPD die Absicht hat, in der Wähler-
gunst zu steigen, weil sie in einem Alleingang den 
Ankauf von ca. 20.000 Wohneinheiten im Rahmen 
der Fusion von Vonovia und Deutsche Wohnen vor-
bereitet hat. Das kann auch nach hinten losgehen, 
denn die 6 landeseigenen Wohnungsunternehmen, 
denen die Wohnungen in unterschiedlicher Ge-
wichtung zugeordnet werden sollen, müssen die-
sen Deal mit einem bis zu drei Milliarden schwe-
ren Kredit stemmen. Man könnte auch der Auffas-
sung sein, die SPD hat sich hier vorführen lassen 
und hat, geblendet durch die Möglichkeit des An-
kaufes von 20.000 Wohnungen es verabsäumt, si-
cherzustellen, dass hier ein sog. Share Deal nicht 
möglich sein soll. Weil Vonovia nur 90% der Anteile 

an Deutsche Wohnen übernimmt, verliert das Land 
Berlin mindesten eine Milliarde Grunderwerb-
steuer. Diese vom Gesetz vorgesehene Schieflage 
kann man einem „normalen Wohnungs eigentums -
erwerber“, der mit 6,5% Grunderwerbsteuer be-
lastet wird, wohl nicht mehr erklären. 

Darüber hinaus haben die landeseigenen Woh-
nungsunternehmen sich verpflichten müssen – 
trotz oder weil der Mietendeckel gescheitert ist –  
für ihre ca. 160.000 Berliner Wohnungen bis zum 
Jahre 2026 lediglich eine Mietsteigerung von 1% 
pro Jahr vorzunehmen. Diese Angebote sind wohl 
mehr als ungewöhnlich. Insoweit bleibt abzuwar-
ten, was eigentlich hinter diesem Deal steckt. Hier 
will eine Partei wohl an die guten Wahlergebnisse 
der zurückliegenden Jahre wenn nicht Jahrzehn-
te anschließen. In erster Linie will man aber wohl 
offensichtlich die Enteignungsinitiative ins Leere 
laufen lassen, nachdem amtlich verkündet wurde, 
dass die Unterschriftensammlung zum Thema Ent-
eignung der Wohnungsunternehmen erfolgreich 
abgeschlossen worden ist. Insoweit werden die 
Wähler im September einiges zu entscheiden ha-
ben. So richtig durchdacht scheint das alles nicht 
zu sein.

Lassen Sie uns mit dem Abklingen der sog. dritten 
Welle bei unserer Jahresversammlung am 21. Sep-
tember über diese Dinge diskutieren und reden. Wir 
werden die Versammlung so vorbereiten, dass nie-
mand sagen kann, unsere Jahresversammlung sei 
die Ursache einer vierten Welle gewesen. Wir ge-
hen davon aus, dass unsere Mitglieder bis dahin 
ohnehin das zweite Mal geimpft sind und dass al-
le Mitglieder Verständnis dafür haben, dass wir 
gleichwohl noch auf Abstand achten werden und 
Sie bitten, ggf. ihre Masken mitzubringen. Bleiben 
sie positiv gestimmt, aber weiter vorsichtig und 
gleichzeitig zuversichtlich.

Ihr Michael Müller-Degenhardt,  

Vorstandsvorsitzender 

des Mieterschutzbundes Berlin e.V.



EINLADUNG

Einberufung der ordentlichen  
Mitgliederversammlung des 

Mieterschutzbundes Berlin e.V.

Der Vorstand des Mieterschutzbundes Berlin e.V., vertreten durch den Vorstands-
vorsitzenden Rechtsanwalt und Notar a.D. Michael Müller-Degenhardt, beruft hier-
mit die ordentliche Mitgliederversammlung gemäß § 9 der Vereinssatzung des Mie-
terschutzbundes Berlin e.V. i.d.F.v. 12.08.2020 ein. 

Die Mitgliederversammlung wird am

Dienstag, 
den 21. September 2021  

um 18.00 Uhr
 

im Logenhaus Berlin,  
Emser Straße 12-13,  

10719 Berlin-Wilmersdorf
(Nähe U-Bahnhof Fehrbelliner Platz)

stattfinden.

Hinweise: Gemäß § 9 der Vereinssatzung sind zur Teilnahme an der Mitgliederver-
sammlung Mitglieder und anspruchsberechtigte Haushaltsangehörige im Sinne des 
§ 6 der Vereinssatzung berechtigt, wobei letztgenannte nicht stimmberechtigt sind.

Gemäß § 10 der Vereinssatzung sind Mitglieder stimmberechtigt, die dem Verein zum 
Zeitpunkt der Mitgliederversammlung mindestens sechs Monate ununterbrochen ange-
hört haben. Bei Beitragsrückstand ruht das Stimmrecht. 

Gemäß § 11 der Vereinssatzung können Anträge an die Mitgliederversammlung 
und Vorschläge für die Wahl des Vorstandes und der Rechnungsprüfer durch den 
Vorstand und die nach § 10 der Vereinssatzung stimmberechtigten Mitglieder ge-
stellt werden. Sie müssen spätestens zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung 
schriftlich in der Hauptgeschäftsstelle (Konstanzer Straße 61, 10707 Berlin) einge-
reicht werden. In der Versammlung können Anträge zur Ergänzung der Tagesord-
nung mit Ausnahme der Wahl oder Abwahl der Vereinsorgane gemäß § 14 (Vorstand) 
und § 15 (Rechnungsprüfer) der Vereinssatzung von mindestens 20 % der anwesen-
den Mitglieder gestellt werden.
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1.  Begrüßung durch den Vorsitzenden des Vorstandes

2.  Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung 
und der Beschlussfähigkeit der Mitgliederver-
sammlung

3.  Genehmigung des Protokolls der Mitglieder- 
versammlung vom 12.08.2020

   Das Protokoll der Mitgliederversammlung vom 
12.08.2020 ist in der Ausgabe 1/2021 der Vereinszeit-
schrift „Mieterschutz“ veröffentlicht.

 4. Bericht zur aktuellen mieterpolitischen Situation 
   in Berlin

 5. Entgegennahme des Jahresberichts für das abge-
laufene Geschäftsjahr 2020

 6. Rechnungsprüfungsbericht

 7. Entlastung des Vorstands

 8. Wahl des Vorstands

   Gemäß § 11 der Vereinssatzung können Anträge an die 
Mitgliederversammlung und Vorschläge für die Wahl 
des Vorstandes und der Rechnungsprüfer durch den 
Vorstand und die nach § 10 der Vereinssatzung stimm-
berechtigten Mitglieder gestellt werden. Sie müssen 
spätestens zwei Wochen vor der Mitgliederversamm-
lung schriftlich in der Hauptgeschäftsstelle (Konstan-
zer Straße 61, 10707 Berlin) eingereicht werden.

 
Gemäß § 10 der Vereinssatzung erfolgt die Wahl des 
Vorstandsvorsitzenden (§ 14 Satz 1 a) der Satzung) 
durch Einzel-Mehrheitswahl. Zum Vorstandsvorsit-
zenden ist gewählt, wer die meisten abgegebenen 
gültigen Stimmen der anwesenden stimmberechtig-
ten Mitglieder auf sich vereint.

 
Die Wahl der weiteren Vorstandsmitglieder (§ 14 Satz 
1 b) der Satzung) erfolgt gemäß § 10 der Vereinssat-
zung im Wege der Gesamtlistenwahl. Gewählt sind 
die vier kandidierenden Mitglieder, die die meisten 
abgebebenen gültigen Stimmen der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder auf sich vereinen. Für 
die Wahl der Beisitzer im Vorstand (§ 14 Satz 1 b) der 
Satzung) ist eine Blockwahl zulässig. Dies setzt die 
Zustimmung der Mehrheit der anwesenden stimm-
berechtigten Mitglieder voraus.

 9. Wahl der Rechnungsprüfer

   Gemäß § 11 der Vereinssatzung können Anträge 
an die Mitgliederversammlung und Vorschläge für 
die Wahl des Vorstandes und der Rechnungsprüfer 
durch den Vorstand und die nach § 10 der Vereins-
satzung stimmberechtigten Mitglieder gestellt wer-
den. Sie müssen spätestens zwei Wochen vor der 
Mitgliederversammlung schriftlich in der Hauptge-
schäftsstelle (Konstanzer Straße 61, 10707 Berlin) 
eingereicht werden.

   Gemäß § 10 der Vereinssatzung erfolgt die Wahl der 
Rechnungsprüfer (§ 15 der Satzung) im Wege des 
Mehrheitswahlrechts. Gewählt sind die zwei kandi-
dierenden Mitglieder, die die meisten abgebebenen 
gültigen Stimmen der anwesenden stimmberech-
tigten Mitglieder auf sich vereinen. Die Wahl erfolgt 
durch offene Abstimmung.

10. Anträge

   Gemäß § 11 der Vereinssatzung können Anträge 
an die Mitgliederversammlung und Vorschläge 
für die Wahl des Vorstandes und der Rechnungs-
prüfer durch den Vorstand und die nach § 10 der 
Vereinssatzung stimmberechtigten Mitglieder ge-
stellt werden. Sie müssen spätestens zwei Wo-
chen vor der Mitgliederversammlung schriftlich in 
der Hauptgeschäftsstelle (Konstanzer Straße 61, 
10707 Berlin) eingereicht werden. In der Ver-
sammlung können Anträge zur Ergänzung der Ta-
gesordnung mit Ausnahme der Wahl oder Abwahl 
der Vereinsorgane gemäß § 14 (Vorstand) und § 15 
(Rechnungsprüfer) der Vereinssatzung von min-
destens 20 % der anwesenden Mitglieder gestellt 
werden.

 
11.  Verschiedenes

Um zahlreiches und pünktliches Erscheinen wird ge-
beten.

Herzlichst,
Ihr Vorstand des Mieterschutzbundes Berlin e.V.

(Rechtsanwalt Michael Müller-Degenhardt als Vor-
 standsvorsitzender, Rechtsanwalt Bernd Zuther, 
Rechtsanwältin und Notarin Gisela Rönnbeck, 
Rechtsanwalt Jürgen Schirmacher,  
Rechtsanwältin Kati Selle)

Gemäß § 9 der Vereinssatzung wird die

Tagesordnung
 

zur Mitgliederversammlung wie folgt bekannt gegeben:
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TIERHALTUNG

In unruhigen Zeiten wie diesen seh-
nen sich viele Menschen nach emo-
tionaler Stabilität. In den vergan-
genen Monaten war es leider nicht 
ohne weiteres möglich, sich durch 
Familie oder Freunde emotional 
„auffangen“ zu lassen. Und so ha-
ben viele Mieter über die Anschaf-
fung eines Haustieres nachgedacht 
oder es sogar bereits getan. So-
fern wir das anhand unserer tägli-
chen Beratungspraxis nachvollzie-
hen können, hält dieser Trend unver-
mindert an. Doch so einfach ist es für 
Mieter leider nicht. Für die Anschaf-
fung einiger Haustiere bedarf es der 
Erlaubnis des Vermieters. Wir erklä-
ren, welche Tiere in einer Mietwoh-
nung erlaubt sind. Wann müssen Sie 
Ihren Vermieter fragen? Welche Tie-
re dürfen Sie auch ohne Erlaubnis 
des Vermieters aufnehmen?

A. Was steht im Mietvertrag?

Grundsätzlich gehört das Halten 
eines Tieres im Rahmen der frei-
en Entfaltung des Persönlichkeits-
rechtes des Mieters – zumindest 
in gewissen Grenzen – zum bestim-
mungsmäßigen Gebrauch einer 
Mietwohnung. Jedoch darf der Ver-
mieter diesen Gebrauch durch eine 

mietvertragliche Regelung zur Tier-
haltung durchaus einschränken. 
Dies dann, wenn erhebliche und 
nachvollziehbare Interessen des 
Vermieters bestehen. Die Recht-
sprechung hat zu diesen Sachver-
halten eine umfangreiche Kasuistik 
entwickelt.

Bevor Sie ein Haustier anschaffen, 
müssen Sie also zunächst prüfen, 
ob hierfür die Genehmigung des Ver-
mieters erforderlich ist. Da das Ge-
setz zur Tierhaltung keine expliziten 
Regelungen trifft, ist zunächst ent-
scheidend, ob und wenn ja, was der 
Mietvertrag zum Thema Tierhaltung 
in der Mietwohnung bestimmt. 

1. Keine Regelung im Mietvertrag

Sind im Mietvertrag keine oder ei-
ne unwirksame Tierhaltungsklausel 
geregelt, kommt es entscheidend 
darauf an, ob die geplante Haltung 
des konkreten Tieres den miet-
vertragsgemäßen Gebrauch über-
schreitet. Ist dies nicht der Fall, kann 
das Tier ohne vorherige Erlaubnis 
des Vermieters angeschafft wer-
den. Der Vermieter muss auch nicht 
informiert werden.

a, Kleintiere

Im Rahmen des mietvertragsge-
mäßen Gebrauchs liegt in jedem 
Fall die Haltung von sog. Kleintie-
ren. Dazu gehören – und dies kann 
man als grobe Orientierung nehmen 
– die Haustiere, die in einen Käfig, 
Aquarium, Terrarium etc. leben, z. B. 
Hamster, Meerschweinchen, Zier-
fische, Schildkröten, Kleinvögel, 
Zwergkaninchen, Schlangen, kleine 
Echsen, Chinchillas etc.

Gehen von Kleintieren Gefährdun-
gen oder erheblichen Belästigun-
gen aus, kann der Vermieter jedoch 
die Haltung untersagen. Auch die 
Haltung von gefährlichen oder gif-
tigen Kleintieren (z.B. Würge- oder 
Giftschlangen) überschreitet den 
mietvertragsgemäßen Gebrauch. 
Zudem muss der Vermieter Verstö-
ße gegen Tierschutzgesetze nicht 
hinnehmen, z.B. Haltung von Wild-
tieren oder zu viele Tiere auf klei-
nem Raum. Die Mietwohnung ist 
weder ein Zoo noch eine Tierhand-
lung noch eine Tierauffangstation. 
Auch Aspekte der Hygiene bei der 
Tierhaltung spielen eine wichtige 
Rolle. 

b, Hunde

Ob auch die Haltung von (einem) 
Hund und (einer) Katze noch vom 
mietvertragsgemäßen Gebrauch 
gedeckt ist, kann so einfach nicht 
beantwortet werden. Im Regelfall 
kann dies nur im Einzelfall unter 
Abwägung der beidseitigen Inte-
ressen der Mietvertragsparteien 
beurteilt werden. Abwägungskri-
terien sind dabei z.B. Art, Größe 
und Anzahl der Tiere; Art, Größe 
und Lage der Wohnung, aber auch 
berechtigte Interessen von Nach-
barn sowie besondere Bedürfnis-
se des Mieters.

Die Rechtsprechung ist diesbezüg-
lich nicht einheitlich. In wenigen 
Ausnahmefällen haben die Gerich-
te entschieden, dass die Haltung ei-
nes sehr kleinen Hundes oder einer 
Wohnungskatze noch vom mietver-
tragsgemäßen Gebrauch gedeckt 
ist. Um hier kein Risiko einzugehen 
ist es ratsam, auch vor Anschaffung 

Hund, Katze, Hamster ... 
Tierhaltung in der Mietwohnung

  Teil 1 – Was Sie als Mieter vor der Anschaffung  
       eines Haustieres wissen sollten
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eines solchen Tieres die Erlaubnis 
des Vermieters einzuholen.

Die Haltung eines Kampfhundes 
kann der Vermieter grundsätzlich 
verbieten.

c, Katzen 

Für die Haltung von Katzen gilt Vor-
stehendes ebenso. Katzen sind zwar 
keine Kleintiere, jedoch kann ihre 
Haltung auch zum mietvertragsge-
mäßen Gebrauch gehören, den der 
Vermieter gemäß § 535 Abs. 1 Satz 
1 BGB einzuräumen hat. Das gilt zu-
mindest für die Haltung von sog. 
Wohnungskatzen. Nur wenn aus-
nahmsweise ganz besondere Inter-
essen des Vermieters einer Katzen-
haltung entgegenstehen, kann die-
ser die Haltung untersagen.

2. Regelungen im Mietvertrag

a, Individualmietvertrag

Die meisten Wohnraummietverträ-
ge sind sog. Formularmietverträge, 
bei denen der Vermieter ein für ei-
ne Vielzahl von Fällen vorformulier-
tes Formular vorgibt, welches der 
Mieter unterzeichnen soll. Es kann 
jedoch auch so sein, dass einzelne 
Klauseln (z.B. zur Tierhaltung) zwi-
schen den Vertragsparteien aus-
gehandelt worden sind. Derarti-
ge individualvertragliche Klauseln 
haben Bestand. Der Mieter ist an 
deren Einhaltung gebunden, kann 
später nicht einwenden, er würde 
durch das Verbot in seinem Grund-
recht auf freie Entfaltung der Per-
sönlichkeit verletzt.

b, Formularmietvertrag

aa, generelle Erlaubnis

Enthält der Formularmietver-
trag eine Regelung, dass Tierhal-
tung uneingeschränkt erlaubt ist, 
kommt es – wie zuvor bereits ge-
schildert – auf die Frage an, ob 
sich die Tierhaltung in der Miet-
wohnung in den Grenzen des 
mietvertragsgemäßen Gebrauchs 
bewegt. Wir verweisen an dieser 
Stelle auf obige Ausführungen un-
ter 1. (Keine Regelung im Mietver-
trag).

bb, generelles Verbot

Eine formularmietvertragliche 
Klausel, die die Haltung von Tie-
ren in der Mietwohnung generell 
verbietet, ist gemäß § 307 Abs. 1 
BGB aufgrund einer unangemes-
senen Benachteiligung des Mie-
ters insgesamt unwirksam. Die 
Haltung von sog. Kleintieren muss 
immer gestattet sein. Da von Klein-
tieren in der Regel keine Belästi-
gungen oder Störungen gegenüber 
Dritten ausgehen, gibt es in die-
sem Fall keine wesentlichen Inte-
ressen auf Seiten des Vermieters, 
die einer solchen Kleintierhaltung 
entgegenstehen könnten und die 
Einschränkung des mietvertrags-
gemäßen Gebrauchs bzw. der Per-
sönlichkeitsrechte des Mieters 
rechtfertigen könnten. 

Das gilt sowohl für das Verbot der 
Tierhaltung insgesamt, aber auch 
für das Verbot einzelner Tierarten, 
z.B. Hunde und Katzen.

Ist eine solche Klausel im Mietver-
trag unwirksam, wird der Mietver-
trag so behandelt als wäre er gene-
rell ohne entsprechende Regelung. 
Insofern kommt es auch hier wie-
der darauf an, ob die beabsichtig-
te Tierhaltung sich im Rahmen des 
mietvertragsgemäßen Gebrauchs 
bewegt. Auch hier ist auf Obiges 
unter Punkt 1. (Keine Regelung im 
Mietvertrag) zu verweisen.

cc, Klausel mit Erlaubnisvorbehalt

Auch eine formularvertragliche 
Klausel, die jede Art der Tierhal-
tung unter Erlaubnisvorbehalt des 
Vermieters stellt, ist unwirksam. 
Unter Berücksichtigung der zuvor 
bereits dargestellten Persönlich-
keitsrechte des Mieters bei der 
Ausübung des mietvertragsgemä-
ßen Gebrauchs gilt, dass eine Tier-
haltungsklausel in einem Formu-
larmietvertrag immer berücksich-
tigen muss, dass die Haltung von 
Kleintieren vertragsgemäß ist. Das 
heißt, dass eine Mietvertragsklau-
sel zur Tierhaltung in einem Formu-
larvertrag nur dann wirksam ist, 
wenn zumindest die Kleintierhal-
tung von dem Erlaubnisvorbehalt 
ausgenommen ist.

Ist eine Klausel unwirksam, kommt 
es darauf an, ob die beabsichtig-
te Tierhaltung sich im Rahmen des 
mietvertragsgemäßen Gebrauchs 
bewegt. Es ist erneut auf vorste-
hende Ausführungen unter Punkt 
1. (Keine Regelung im Mietvertrag) 
zu verweisen.
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Gibt es eine wirksame mietvertrag-
liche Abrede dahingehend, dass mit 
Ausnahme von Kleintieren die Tier-
haltung in der Mietwohnung der 
Erlaubnis des Vermieters bedarf, 
muss diese zwingend vor Anschaf-
fung des Tieres eingeholt werden. 
Hierbei sollte ausreichend Zeit ein-
geplant werden.

3. Abwägungskriterien

Die Entscheidung, ob die Erlaubnis 
erteilt oder abgelehnt wird, ist kei-
neswegs in das freie Ermessen des 
Vermieters gestellt. Vielmehr muss 
der Vermieter im Rahmen seiner 
Entscheidung die Interessen bei-
der Mietvertragsparteien unter He-
ranziehung sachgerechter Kriteri-
en abwägen. Er darf weder willkür-
lich noch schematisch entscheiden. 
Seine persönliche Einstellung zur 
Tierhaltung spielt keine Rolle.

Sachgerechte Abwägungskriteri-
en können dabei Art, Größe, Ver-
halten und Anzahl der Tiere, Art, 
Größe, Zustand und Lage der 
Wohnung sowie des Hauses, in 
dem sich die Wohnung befindet, 
Anzahl, persönliche Verhältnisse, 
namentlich Alter, und berechtigte 
Interessen der Mitbewohner (z.B. 
gesundheitsgefährdende Aller-
gie) und Nachbarn, Anzahl und Art 
anderer Tiere im Haus, bisherige 
Handhabung durch den Vermieter 
sowie besondere Bedürfnisse des 
Mieters sein. 

Nur wenn die Interessen des Ver-
mieters stark überwiegend sind, 

kann dieser die Erlaubnis versa-
gen.

Muss der Vermieter die Erlaubnis 
erteilen, kann er diese auf ein kon-
kretes Tier beziehen. Die Anschaf-
fung eines weiteren/neuen Tieres 
bedarf dann wieder der Erlaubnis.

Für Therapie-, Assistenz- oder Blin-
denhunde gelten besondere Abwä-
gungskriterien zu Gunsten des Mie-
ters. Im Regelfall ist die Erlaubnis 
vom Vermieter zu erteilen.  

4. Widerruf der Erlaubnis

Denkbar ist es auch, dass eine zu-
nächst erteilte Erlaubnis der Hal-
tung eines bestimmten Tieres bei 
Vorliegen eines triftigen Grundes 
vom Vermieter widerrufen werden 
kann. Dies ist immer dann möglich, 
wenn es durch die Tierhaltung zu er-
heblichen Beeinträchtigungen zum 
Nachteil des Vermieters oder ande-
rer Nachbarn kommt.

Die Klausel in einem Formularmiet-
vertrag, die dem Vermieter das 
Recht einräumt, die Erlaubnis je-
derzeit mit oder ohne Angabe von 
Gründen zu widerrufen, ist unwirk-
sam. Vielmehr kommt es auch hier-
bei auf die konkreten Umstände des 
Einzelfalles an.

Triftige Gründe für den Widerruf der 
Erlaubnis können sein: dauerhaftes 
Bellen eines Hundes, wiederhol-

te Verunreinigungen im Treppen-
hauses oder auf dem Grundstück, 
Eindringen in fremde Wohnungen, 
dauerhaftes schrilles Pfeifen eines 
Papageis, im Treppenhaus wahr-
nehmbarer beißender Geruch einer 
Katzentoilette, Missachtung der 
Leinenpflicht etc. 

Der Vermieter kann die Erlaubnis in 
der Regel jedoch nicht sofort wider-
rufen. Zunächst muss er versuchen, 
mit dem Mieter einen Kompromiss 
zu finden, z. B. Begrenzung des Auf-
enthalts im Freien oder Abspra-
chen bezüglich der Änderung der 
Lebensverhältnisse. Erst wenn dies 
nicht möglich ist, kann die Erlaub-
nis widerrufen werden. Die unschö-
ne Konsequenz wäre dann, dass der 
Vermieter damit auch die Abschaf-
fung des Tieres verlangen kann.

Welche Rechtsfolgen es haben 
kann, wenn der Mieter in der Woh-
nung ein Tier hält, obwohl eine Er-
laubnis des Vermieters hierzu nicht 
vorliegt, erläutern wir in Teil 2 die-
ses Artikels in unserer nächsten 
Ausgabe „Mieterschutz 4/2021“.
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Jahresbericht 2020 zur Kooperations- 
vereinbarung „Leistbare Mieten, Wohnungs-
neubau und soziale Wohnraumversorgung“

Ende Juni hat der Senat von Berlin 
den Jahresbericht 2020 zur Umset-
zung der Kooperationsvereinbarung 
„Leistbare Mieten, Wohnungsneu-
bau und soziale Wohnraumversor-
gung“ zur Kenntnis genommen.
 
Die im April 2017 zwischen dem Se-
nat, den sechs landeseigenen Woh-
nungsbauunternehmen und der 
WVB (Wohnraumversorgung Ber-
lin – Anstalt öffentlichen Rechts) 
geschlossene Kooperationsverein-
barung soll Ausdruck einer Neu-
ausrichtung in der Berliner Woh-
nungspolitik bei der Steuerung der 
sechs landeseigenen Wohnungs-
baugesellschaften sein. Die auf-
grund veränderter Rahmenbedin-
gungen, wie gestiegener Baukosten 
und der anhaltend schwierigen Situ-
ation bei der Wohnraumversorgung, 
im April 2021 abgeschlossene Er-
gänzungsvereinbarung war für das 
Berichtsjahr 2020 noch nicht gültig.
 
Mit der Kooperationsvereinbarung 
sollen anspruchsvolle und vielfälti-
ge Vorgaben hinsichtlich einer so-
zial orientierten Bestandsbewirt-
schaftung und der Ausweitung des 
Wohnungsbestandes vereinbart 
werden. Ziel des Senats ist es, den 
Anteil landeseigener Wohnungen 
am Berliner Mietwohnungsmarkt 
deutlich zu erhöhen und damit auch 
eine mietpreisdämpfende Wirkung 
zu erzielen.
 
Die wichtigsten Ergebnisse des Be-
richts im Überblick:

 Die Vorgaben der Kooperations-
vereinbarung mit dem Ziel ei-
ner sozial orientierten Bewirt-
schaftung und der Ausweitung 
des Wohnungsbestandes wur-
den auch im Jahr 2020 in rund 

333.000 landeseigenen Woh-
nungen (kooperationsrelevan-
ter Bestand) erfolgreich umge-
setzt.

 Die Bestandsmiete der sechs Un-
ternehmen in laufenden Verträ-
gen betrug zum Jahresende 2020 
durchschnittlich 6,29 Euro/m² und 
liegt damit um 0,39 Euro unterhalb 
der vergleichbaren Mietspiegel-
miete von 6,68 Euro/m².

 Die durchschnittliche Neuver-
tragsmiete lag bei 7,00 Euro/m² 
und ist damit gegenüber 2019 
um 5,8% gesunken. Damit liegt 
die durchschnittliche Neuver-
mietungsmiete der LWU knapp 
30% unterhalb der laut IBB Woh-
nungsmarktbericht auf dem 
Markt üblichen Angebotsmieten 
von 10,14 Euro/m².

 Die Vorgabe, 60% der jährlich 
freiwerdenden Wohnungen an 
WBS-berechtigte Haushalte zu 
vergeben, wurde im Jahr 2020 
mit 62,2 % der Wohnungen (ent-
spricht 8.940 Wohnungen) er-
neut übererfüllt.

 Das im Wohnraumversorgungs-
gesetz Berlin (WoVG Bln) vor-
gegebene Ziel, wonach 11% al-
ler Wiedervermietungen an be-
sondere Bedarfsgruppen wie 
Obdachlose, Geflüchtete oder 
betreute Wohnformen erfolgen 
sollen, wurde mit einer Quote 
von 15,8% übertroffen. Die für al-
le besonderen Bedarfsgruppen, 
ergänzt um Transferleistungs-
berechtigte und Studierende, in 
der Kooperationsvereinbarung 
vorgesehene Vermietungsquote 
von 15% wurde mit 35,2% deut-
lich überschritten.

 Die Anzahl der fertiggestellten 
Neubauwohnungen der Landes-
eigenen stieg von 4.026 im Jahr 
2019 auf 5.669 Wohnungen im 
Jahr 2020. Dies entspricht einer 
Steigerung der Fertigstellungs-
zahlen gegenüber dem Vorjahr 
um fast 41%.

 Der Anteil der geförderten Woh-
nungen am Neubau stieg leicht 
auf 43,1% gegenüber einem Vor-
jahreswert von 41,7%.

 Die Anzahl der Baubeginne stieg 
von 4.326 im Jahr 2019 auf 6.076 
Wohnungen im Jahr 2020.

 Die Anzahl der angekauften Be-
standswohnungen betrug 4.787 
Wohnungen, wobei es sich beim 
Großteil um geförderte oder 
sonstige gebundene Wohnun-
gen handelte.



Das Land Berlin hat am 23. Juni 2021 
vor dem Verwaltungsgericht Ber-
lin einen wichtigen Sieg im Prozess 
um die Herausgabe von Daten durch 
das Ferienwohnungsportal Airbnb 
errungen. Das Musterverfahren des 
Wohnungsamtes Tempelhof-Schö-
neberg wurde in enger Zusammen-
arbeit mit der Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung und Wohnen 
durchgeführt, die auch die Prozess-
vertretung übernahm.

Behörden dürfen die Betreiber von 
Internet-Plattformen zur Buchung 
und Vermietung privater Unterkünf-
te im Fall eines Anfangsverdachts 
für eine Zweckentfremdung ver-
pflichten, die Daten der Unterkünfte-
Anbieter zu übermitteln. Das hat das 
Verwaltungsgericht in einem Klage-
verfahren entschieden.

Die Klägerin ist ein irisches Unter-
nehmen mit Sitz in Dublin. Sie be-
treibt eine Internetplattform, auf 
der die Vermietung von Ferienwoh-
nungen auch in Berlin angeboten 
wird. Mit Bescheid aus dem Dezem-
ber 2019 verpflichtete das Bezirk-
samt Tempelhof-Schöneberg von 
Berlin die Klägerin, unter anderem 
Namen und Anschriften zahlreicher 
Anbieter, deren Inserate in online 

veröffentlichten Listen aufgezählt 
waren, und die genaue Lage der 
von ihnen angebotenen Ferienwoh-
nungen zu übermitteln. Dies be-
gründete das Bezirksamt mit einem 
Verdacht für einen Verstoß gegen 
zweckentfremdungsrechtliche Vor-
schriften, den es unter anderem da-
rauf stützte, dass die Inserate kei-
ne oder falsche Registriernummern 
enthielten oder die Geschäftsda-
ten gewerblicher Vermieter nicht 
erkennen ließen. Der Gesetzgeber 
hatte eine Pflicht zur Anzeige einer 
Registriernummer gerade wegen 
des zunehmenden anonymen An-
gebots von Ferienwohnungen auf 
Internet-Plattformen eingeführt. 
Sie gilt in der Regel für Vermieter, 
die ihre Wohnung kurzzeitig als Fe-
rienwohnung zur Verfügung stel-
len. Gegen die Auskunftsverpflich-
tung setzt sich die Klägerin nach 
erfolglosem Widerspruch mit ihrer 
zum Verwaltungsgericht erhobe-
nen Klage zur Wehr. Sie meint, die 
Norm, auf die das Bezirksamt sein 
Auskunftsverlangen stütze, sei be-
reits verfassungswidrig. Zudem sei 
auch der Bescheid selbst rechts-
widrig. Er betreffe als Sammelab-
frage schon keinen Einzelfall, auch 
liege keine konkrete Gefahr einer 
Zweckentfremdung vor. Überdies 
missachte er unionsrechtliche Vor-
gaben und verlange von der Kläge-
rin, dass sie gegen irisches Daten-
schutzrecht verstoße, dem allein 
sie verpflichtet sei.

Die 6. Kammer hat die Klage, soweit 
noch über sie zu entscheiden war, 
überwiegend abgewiesen. Die vom 
Bezirksamt herangezogene Rechts-
grundlage des § 5 Abs. 2 Satz 2 und 3 
ZwVbG in der damals geltenden Fas-
sung unterliege im Ergebnis keinen 
verfassungsrechtlichen Bedenken. 

Sie greife zwar in das Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestim-
mung ein, sei jedoch insbesonde-
re verhältnismäßig, hinreichend be-
stimmt und normenklar. Auch mit 
Unionsrecht sei die Bestimmung 
vereinbar. Das Auskunftsverlangen 
des Bezirksamts betreffe in einem 
Bescheid gebündelte Einzelfälle, da 
es sich auf jeweils genau bezeich-
nete Unterkünfte und Vermieter be-
ziehe. Wegen der Anonymität der 
Angebote auf der von der Klägerin 
betriebenen Internet-Plattform sei-
en an den hinreichenden Anlass für 
ein Auskunftsersuchen nur geringe 
Anforderungen zu stellen. Ein sol-
cher könne angenommen werden, 
wenn Anbieter ganzer Unterkünfte 
in ihren Inseraten keine oder eine 
ersichtlich falsche Registriernum-
mer anzeigten oder sich eine ge-
werbliche Vermietung nicht bereits 
aus dem jeweiligen Angebot selbst, 
insbesondere durch die Angabe von 
Geschäftsdaten ergebe. Auch iri-
sches Datenschutzrecht könne die 
Klägerin der Anordnung insoweit 
nicht entgegenhalten. Das sog. Her-
kunftslandprinzip, auf das sie sich in 
der Sache berufe, finde hier keine 
Anwendung.

Die Kammer hat wegen grund-
sätzlicher Bedeutung die Beru-
fung zum Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Bran  den  burg zugelassen.

VG Berlin, Urteil vom 23.06.2021 – 
VG 6 K 90/20
  
siehe auch PM des VG Berlin vom 
24.06.2021, PM 41/2021

VG Berlin: 
Airbnb muss Vermieterdaten übermitteln

  Land Berlin erringt wichtigen Sieg
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Nach Auffassung des Kammerge-
richtes Berlin (KG Berlin) stellt der 
aufgrund der Pandemie staatlich an-
geordnete Shut-Down einen der-
art tiefgreifenden, unvorhersehba-
ren, außerhalb der Verantwortungs-
sphäre beider Mietvertragsparteien 
liegenden und potentiell existenzge-
fährdenden Eingriff in die im Vertrag 
vorausgesetzte Nutzungsmöglichkeit 
der Mietsache dar, dass die Nachteile 
solidarisch von beiden Mietvertrags-
parteien zu tragen sind und die Mie-
te bei vollständiger Betriebsuntersa-
gung zur Hälfte zu reduzieren ist.

Leitsatz des Kammergerichtes:

Bei einer staatlich angeordne-
ten Geschäftsschließung we-
gen der Corona-Pandemie kann 
die Miete gemäß § 313 BGB auf 
die Hälfte herabzusetzen sein, 
ohne dass eine Existenzbedro-
hung des Mieters im Einzelfall 
festgestellt werden muss.

Aus den Entscheidungsgründen:

Vorliegend findet § 313 BGB Anwen-
dung. Der Tatbestand der Störung 
der Geschäftsgrundlage nach § 313 
BGB setzt ein tatsächliches Ele-
ment, ein hypothetisches und ein 
normatives Element voraus:

Tatsächliches Element: Zur Ge-
schäftsgrundlage der Parteien als 
Vermieter und Mieterin von Ge-
schäftsräumen zur Nutzung als 
Spielhalle gehörte die Vorstellung, 
dass es nicht zu einer Pandemie mit 
weitgehender Stilllegung des öffent-
lichen Lebens infolge pandemiebe-
dingter Nutzungsuntersagungen 
und -beeinträchtigungen kommen 
würde, so dass das Auftreten der 

Pandemie mit den entsprechenden 
weitreichenden staatlichen Eingrif-
fen in das wirtschaftliche und sozi-
ale Leben eine schwerwiegende Än-
derung der für die Vertragslaufzeit 
vorgestellten Umstände bedeutet 
und damit das tatsächliche Element 
der Störung der Geschäftsgrundla-
ge verwirklicht. Die Mieterin konnte 
die Räume, die sie vor Beginn der Co-
vid- Pandemie gemietet hatte, durch 
hierzu ergangene staatliche Vor-
schriften oder Anordnungen über 
die Schließung überhaupt nicht in 
der vertraglich vorgesehenen Weise 
für ihr Gewerbe nutzen.

Das hypothetische Element ist eben-
falls erfüllt. Es liegt nahe, dass die 
Vertragsparteien, wenn sie die Ver-
änderung vorhergesehen hätten, 
den Mietvertrag mit anderem Inhalt 
geschlossen hätten… Es ist zu ver-
muten, dass eine Mietabsenkung 
für den Zeitraum einer zweimonati-
gen Zwangsschließung der Spielhal-
le vereinbart worden wäre, wenn die 
Parteien die Beschränkungen im Zu-
ge der Covid-Pandemie vorhergese-
hen hätten.

Kernfrage im Rahmen von § 313 Abs. 
1 BGB ist das normative Element, 
nämlich ob einem Teil unter Be-
rücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalls, insbesondere der ver-
traglichen oder gesetzlichen Risi-
koverteilung, das Festhalten am un-
veränderten Vertrag nicht zugemu-
tet werden kann.

Grundsätzlich liegt das normale Ver-
wendungsrisiko beim Mieter. Für die 
Regelungen über die Störung der 
Geschäftsgrundlage (§ 313 BGB) ist 
insoweit kein Raum, als es um Er-
wartungen geht, die nach den ver-
traglichen Vereinbarungen in den Ri-

sikobereich einer der Parteien fallen 
sollen. Jedoch geht es hierbei nicht 
um ein „normales“ Risiko der Ge-
brauchstauglichkeit /Verwendung 
des Mietobjekts, sondern um weit-
gehende staatliche Eingriffe in das 
soziale und wirtschaftliche Leben 
aufgrund einer Pandemie, die als 
Systemkrise eine Störung der gro-
ßen Geschäftsgrundlage ist. 

Die Nichtzahlung der Miete beruht 
auf der Tatsache, dass die Schlie-
ßung des Spielbetriebs gemäß 
SARS-CoV-2-Eindämmungsmaß-
nahmeVO vom 22./24.03.2020 be-
hördlich angeordnet wurde, was 
zu einem kompletten Umsatzausfall 
führte. Das liegt auf der Hand. Die 
Nichtzahlung der Miete ist damit 
unmittelbare Folge der Pandemie.

Bei einem derart tiefgreifenden, un-
vorhersehbaren, außerhalb der Ver-
antwortungssphäre beider Mietver-
tragsparteien liegenden und poten-
tiell existenzgefährdenden Eingriff in 
die im Vertrag vorausgesetzte Nut-
zungsmöglichkeit der Mietsache, 
sind die Nachteile solidarisch von bei-
den Mietvertragsparteien zu tragen.

KG Berlin, Urteil vom 01.04.2021 –  
8 U 1099/20, zitiert nach juris

Gewerberaummietrecht: 
Geschäftsschließungen in Corona-Zeiten

  Solidarische Entscheidung des Kammergerichtes
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Aktuelles aus Berlin 

Erster HOWOGE-Schulbau – Fernwärme bleibt bei Vattenfall – Bauord-
nung geändert – Aktiver Ankauf – Antrag gegen Milieuschutz abgelehnt – 
Vorkaufsrecht in der Solmsstraße ausgeübt

Erster HOWOGE-
Schulbau

 
Der Bau der ersten beiden Schu-
len unter Regie der HOWOGE kann 
beginnen: Am 9. Juli hat der Bezirk 
Lichtenberg die Baugenehmigung 
für eine Integrierte Sekundarschu-
le (ISS) und ein Gymnasium, eine 
Doppelsporthalle sowie rund 9.000 
Quadratmeter Sportfreiflächen für 
mehr als 1.500 Schülerinnen und 
Schüler erteilt. Mit dem Bau an der 
Allee der Kosmonauten entsteht 
gleichzeitig die erste weiterfüh-
rende Compartmentschule Berlins. 
Das fünfgeschossige Schulgebäu-
de umfasst u. a. Mensen, Bibliothe-
ken, Allzweckräume sowie einen 
Musikbereich. Herzstück des Cam-
pus ist die rund 900 Quadratme-
ter große Piazza, die sich im Erdge-
schoss befindet und als Veranstal-
tungszentrum, Theaterbühne oder 
Mehrzweckraum genutzt werden 
soll. Direkt darüber liegt die eben-
falls gemeinsam genutzte Doppel-
sporthalle mit sechs Hallenteilen. 
Von der Entscheidung über die Ar-
chitektur bis hin zur Baugenehmi-
gung hat das Projekt seit Februar 
2019 zahlreiche Planungs- und Ge-
nehmigungsstufen sowie grund-
stücksvorbereitende Baumaßnah-
men durchlaufen. Alles begann mit 
dem Wettbewerbsergebnis im Fe-
bruar 2019. Durch die jetzt erteil-
te Baugenehmigung liegen alle Vo-
raussetzungen für die geplante 
Grundsteinlegung im August 2021 
vor. Der Bau wird rund drei Jah-
re dauern. Die Fertigstellung des 
Schulcampus wird zum Schuljahr 
2024/25 erfolgen.

Fernwärmenetz im 
Land Berlin bleibt bei 

Vattenfall
Der 11. Senat des Oberverwaltungs-
gerichts Berlin-Brandenburg hat mit 
Beschluss vom 05.07.2021 – OVG 11 
N 103.17 – den Antrag des Landes 
Berlin auf Zulassung der Berufung 
gegen ein Urteil des Verwaltungsge-
richts Berlin vom 30. Juni 2017 abge-
lehnt. Das Urteil, wonach das Land 
Berlin keinen Anspruch auf die Her-
ausgabe des von der Vattenfall Wär-
me Berlin AG (vormals Vattenfall Eu-
rope Wärme AG) im Land betriebe-
nen Fernwärmenetzes hat, ist damit 
rechtskräftig.
Das Verwaltungsgericht hatte fest-
gestellt, dass sich der geltend ge-
machte Anspruch auf Übereignung 
des Netzes nicht aus dem von den 
Beteiligten geschlossenen Konzes-
sionsvertrag ergebe. Das Heraus-
gabeverlangen könne auch nicht auf 
eine entsprechende Anwendung zi-
vilrechtlicher Vorschriften gestützt 
werden. Schließlich folge ein sol-
cher Eigentumsübertragungsan-
spruch auch nicht aus dem Berliner 
Straßengesetz. Die hiergegen vom 
Land Berlin erhobenen Einwände 
haben nach Auffassung des 11. Se-
nats eine Zulassung der Berufung 
nicht gerechtfertigt.
Dieser Beschluss ist unanfechtbar.

Sechstes Änderungs-
gesetz der  

BauO für Berlin
Der Senat von Berlin hat auf Vor-
lage von Sebastian Scheel, Sena-
tor für Stadtentwicklung und Woh-
nen, beschlossen, den Entwurf des 
Sechsten Gesetzes zur Änderung 
der Bauordnung für Berlin dem Rat 
der Bürgermeister zur Stellungnah-
me vorzulegen.
Der weiterhin hohe Bedarf an Wohn-
raum, die Förderung der Barriere-
freiheit, der nachhaltige Umgang 
mit Baustoffen und der Klimaschutz 
sind wichtige Zukunftsthemen. Der 
Umgang mit diesen Herausforde-
rungen soll künftig noch stärker in 
der Bauordnung für Berlin verankert 
werden. Das Bauordnungsrecht wird 
so seinen Teil zur Verbesserung des 
Stadtklimas und zum Erreichen der 
Berliner Klimaschutzziele beitragen.
Die Änderungen der Bauordnung für 
Berlin betreffen u.a. die Forderung 
nach einer stärkeren Begrünung von 
Grundstücken und Gebäuden. Der 
Entwurf sieht vor, dass ein Fünftel ei-
nes neu zu bebauenden Grundstücks 
zu begrünen ist, sollte dies nicht mög-
lich sein, muss die Begrünung über 
die Fassade oder das Dach erfolgen. 
Neue Dächer mit einer Neigung von 
bis zu 10 Grad sind grundsätzlich zu 
begrünen.
Ab dem 1. Januar 2025 müssen im 
Wohnungsneubau zwei Drittel der 
Wohnungen barrierefrei nutzbar sein. 
Auch die Barrierefreiheit bei Verwal-
tungs-, Gerichts- und Bürogebäuden 
wird erweitert. Zudem soll die Ty-
pengenehmigung in die Bauordnung 
für Berlin aufgenommen werden, um 

AKTUELLES AUS BERLIN
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das serienmäßige Bauen, insbeson-
dere beim Wohnungsneubau, zu er-
leichtern und zu beschleunigen. Dar-
über hinaus erfolgt eine weitere An-
passung an die Musterbauordnung 
und an die Brandenburgische Bau-
ordnung.

Aktive Ankaufspolitik
Das Land Berlin macht nach eigenen 
Angaben Fortschritte bei der akti-
ven Ankaufspolitik. Diese dient dem 
Aufbau einer strategischen Grund-
stücksreserve. Ein Jour fixe wurde 
bereits eingeführt, stadtentwick-
lungsplanerische und wirtschaftli-
che Bewertungskriterien festgelegt 
und ein Prüfprozess etabliert.
Die erforderlichen Voraussetzungen 
für Ankäufe auf Vorrat hatte der Se-
nat im vergangenen Jahr geschaf-
fen. Im aktuellen Jahresbericht wird 
vor allem auf die Maßnahmen einge-
gangen, die bereits angelaufen sind:

 Einführung eines zweimonatig 
stattfindenden Jour fixe Boden-
bevorratung, mit dem Ziel eines 
umfangreichen Informationsaus-
tausches über die Gesamtstra-
tegie und die einzelnen Projekte. 
Beteiligt sind die Senatsverwal-
tung für Finanzen, die Senats-
verwaltung für Stadtentwick-
lung und Wohnen sowie die BIM 
Berliner Immobilienmanagement 
GmbH (BIM). 

 Marktsondierung und Festlegung 
der stadtentwicklungsplanerischen 
und wirtschaftlichen Bewertungs-
kriterien zum Zweck der zügigen 
Klärung, ob ein Grundstück für 
den Ankauf für die strategische 
Grundstücksreserve geeignet ist. 
Mit Blick auf die Marktsondierung 
sollen Entscheidungsprozesse be-
schleunigt werden.

 Ankaufsprüfung von Grundstü-
cken für die strategische Grund-
stücksreserve. Der Ankauf von 
Flächen mit bereits definierten 
Nutzungsvorstellungen hat zur 
Deckung des kurzfristigen Be-
darfs Vorrang. Allerdings: Einen 
Ankauf gab es in diesem Zusam-
menhang bisher nicht. Infrage 

kommende Grundstücke stellten 
sich im Rahmen der Prüfung als 
ungeeignet heraus.

Verwaltungsgericht 
lehnt Antrag gegen 

Milieuschutz ab

Nach dem Aufstellungsbeschluss für 
ein Milieuschutzgebiet untersagte 
das Bezirksamt die Umwandlung in 
Eigentumswohnungen in der Schiller-
straße 84. Dagegen stellte der Eigen-
tümer einen Antrag im vorläufigen 
Rechtsschutzverfahren. Das Verwal-
tungsgericht hat nun dem Bezirksamt 
zu 100 Prozent Recht gegeben. Er-
staunlich ist dabei, dass das Verwal-
tungsgericht dabei auch auf das von 
Klägerseite zur Argumentation her-
angezogene empirica-Gutachten ein-
gegangen ist, dass auch in den BVV-
Debatten zur Festsetzung der Mili-
euschutzgebiete als Gegenargument 
vorgebracht wurde.
Nachdem sich das Verwaltungsge-
richt im Detail mit einigen Argumen-
ten auseinandergesetzt hat, schreibt 
es zusammenfassend: Auch sonst 
stellt der empirica-Endbericht, den 
Erlass einer Erhaltungsverordnung 
nicht in einem Maße in Frage, das 
dazu führen würde, dass eine solche 
sich bereits auf der Stufe der vorläu-
figen Untersagung als rechtswidrig 
darstellen würde.

Vorkaufsrecht  
in der Solmsstraße 

ausgeübt
Das Bezirksamt Friedrichshain-
Kreuzberg hat sein Vorkaufsrecht 
für das Grundstück Solmsstraße 
18 zu Gunsten der Wohnungsge-
nossenschaft „Grüne Mitte“ Hel-
lersdorf eG ausgeübt. Das Grund-
stück umfasst 20 Wohneinhei-
ten und eine Gewerbeeinheit und 
liegt im sozialen Erhaltungsgebiet 
„Bergmannstraße-Nord“.
Die Käufergesellschaft war nicht 
dazu bereit, die Musterabwendung 
des Bezirksamts zu unterzeichnen. 
Die landeseigene Wohnungsbau-
gesellschaft Gewobag stand für 
den Erwerb des Grundstücks aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht zur 
Verfügung.
Die Wohnungsgenossenschaft 
„Grüne Mitte“ Hellersdorf eG hat 
für den Erwerb keine öffentlichen 
Fördermittel in Anspruch genom-
men. In einer Verpflichtungserklä-
rung gegenüber dem Bezirksamt 
hat sich die Genossenschaft da-
zu verpflichtet, für 20 Jahre das 
Grundstück nicht in Eigentumsein-
heiten umzuwandeln, auf den An-
bau von Balkonen und Aufzügen 
zu verzichten, sowie energetische 
Modernisierungsmaßnahmen nur 
durzuführen, soweit hierzu eine 
Rechtspflicht besteht.
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Redaktionsschluss: 23.07.2021

Ausbildung und Studium – Geld / Recht / Versicherungen 
1. Auflage 2019 
Buch: 16,90 Euro, 160 Seiten
E-Book: 12,99 Euro, 6,13 MB

 erfolgreich in Betrieb und Berufsschule: 
Rechte am Arbeitsplatz, eigenes Gehalt, 
Steuererklärung

 erfolgreich an der Uni: Ausgaben und Ver-
günstigungen für Studenten; BaföG, Sti-
pendien, Nebenjob; Studienkredite

 Was tun in der Warteschleife? Freiwilli-
gendienste, Arbeiten und Reisen

 Nebenjobs und Praktika, auch im Ausland
 gut versichert: wichtiger Schutz während 
Ausbildung und Studium

Jetzt geht's los

Egal, wohin es nach der Schule geht: Eine span-
nende Zeit beginnt. Auch finanziell und rechtlich bringt die Ausbildungszeit einige Verände-
rungen mit sich. Die Suche nach einer Krankenkasse, die Steuererklärung oder der erste ei-
gene Mietvertrag. Ein Ratgeber sowohl für die jungen Leute, die sich für eine duale oder eine 
schulische Ausbildung entscheiden, als auch für Studierende. Und auch wer nach der Schule 
noch nicht genau weiß, in welche Richtung es gehen wird, findet Tipps für die Warteschleife.

Ratgeber der Verbraucherzentrale

Berufsunfähigkeit gezielt absichern 
1. Auflage 2016
Buch: 16,90 Euro, 192 Seiten  
E-Book: 12,99 Euro, 3,95 MB

 wie Sie Ihre Versorgungslücke richtig ein-
schätzen

 was ein guter Versicherungsschutz kos-
ten darf

 worauf Sie beim Vergleich von Versiche-
rungsbedingungen achten sollten

 wie Sie mit den Gesundheitsfragen im Ver-
sicherungsantrag umgehen

 auf welche Vertragsklauseln Sie sich nicht 
einlassen sollten

 wie Sie Ihre Rente durchsetzen
 welche Alternativen es zur Berufsunfähig-
keitsversicherung gibt

Die Berufsunfähigkeitsversicherung – für 
jeden wichtig!

Erstaunlich viele Menschen sind nicht oder nicht ausreichend gegen den Verlust ihrer 
Arbeitskraft versichert. Mit vielen Vergleichstabellen zu den wichtigsten Anbietern.
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FRAGEN / ANTWORTEN

Unser Vermieter hat schrift-
lich angekündigt, Kaltwasseruh-
ren einbauen zu wollen. In dem 
Schreiben teilt er auch mit, dass er 
dafür eine Mieterhöhung geltend 
macht. Zudem will er die Geräte 
mieten und diese Miete im Rahmen 
der Betriebskostenabrechnung auf 
die Mieter umlegen. Darf er das?

Yasemine und Deniz K., Berlin

Ja, das darf er. Bei dem Einbau von 
Kaltwasseruhren handelt es sich – 
sofern die Messgeräte erstmals in-
stalliert werden – um eine Moder-
nisierungsmaßnahme im Sinne des 
§ 555b Nr. 3 BGB. Dafür kann der 

In dieser Rubrik beantworten wir kurz allgemeine Fragen, die Sie an 
uns gerichtet haben. Selbstverständlich kann dies keine Rechtsbe-
ratung ersetzen. Jedoch kann die Beantwortung der Fragen Anlass 
bieten, die Angelegenheit rechtlich tiefgreifender zu betrachten. 
Manchmal ist sie auch Indiz dafür, dass ein weiteres Vorgehen nicht 
geboten erscheint.
 

Sie fragen, wir antworten ...

Wir wohnen mit zwei Kin-
dern in der obersten Etage eines 
Mehrfamilienhauses. Es kommt 
zugegebenermaßen häufig vor, dass 
Kinderschuhe oder auch Spielsa-
chen im Hausflur abgestellt sind. 
Da an unserer Tür niemand mehr 
vorbeigeht, stört dies aus unserer 
Sicht nicht. Bisher war das auch 
in Ordnung. Jetzt hat die Haus-
verwaltung gewechselt und ver-
langt von uns, das Abstellen von 
Sachen vor unserer Wohnungsein-
gangstür zu unterlassen. Können 
wir etwas dagegen tun?

Familie N., Berlin

Im Grunde nicht. Treppenhäuser 
oder Hausflure gehören zu den Ge-
meinschaftsflächen und gerade 
nicht zur Mietsache. Mithin dürfen 
Sie, da Sie an diesen Flächen kein al-
leiniges Nutzungsrecht haben, das 
Treppenhaus nicht mit Ihren per-
sönlichen Gegenständen „ausstat-
ten“. Der Vermieter darf zwar nicht 
generell untersagen, dass Sie ei-
ne Schmutzmatte vor die Tür legen 
oder Dekoration an der Wohnungs-
eingangstür anbringen. Auch dür-
fen Schuhe, Einkäufe oder andere 
kleine Gegenstände für einen kur-
zen Zeitraum mal vor der Tür stehen. 
Aber, dass Sie dauerhaft Spielgerä-
te oder Kinderschuhe im Hausflur la-
gern, muss der der Vermieter nicht 
hinnehmen. Ebenso wenig dauerhaft 
abgestellte Getränkekästen, Müll-
tüten, Wäschetrockner, Haushalts-
schränke etc. Eine großzügigere 
Handhabe ist nur bei Kinderwagen, 
Rollatoren, Gehhilfen o. Ä. geboten.

Meine Mutter ist so schwer 
erkrankt, dass nun nach einem 
Reha-Aufenthalt feststeht, dass sie 
nicht mehr allein in ihrer Woh-
nung leben kann. Sie muss lei-
der in ein Pflegeheim umziehen. 
Aus finanziellen Gründen möch-
te ich das Mietverhältnis über die 
bisherige Wohnung so schnell wie 
möglich beenden. Gibt es in sol-
chen Situationen ein Sonderkün-
digungsrecht? Oder muss ich mich 
an die normalen Kündigungs-
fristen halten?

Marina S.-J., Berlin

Bedauerlicherweise sind die Mie-
ter in solchen Situationen an die 
mietvertraglich vereinbarten Kün-
digungsfristen gebunden. Ein Son-
derkündigungsrecht oder die Mög-
lichkeit einer fristlosen Kündigung 
besteht ohne Hinzutreten weiterer 
Umstände nicht. Hier muss man al-
so anhand des Mietvertrages prü-
fen, welche Kündigungsfrist verein-
bart ist. Ist keine Kündigungsfrist 
benannt oder lediglich der Geset-
zeswortlaut wiederholt beträgt die 
Kündigungsfrist drei Monate. Bitte 
beachten Sie, dass die Kündigungs-
erklärung vom Mieter oder aber 
vom Bevollmächtigten unter Beifü-
gen einer Originalvollmacht abge-
geben werden muss.

Im Übrigen bleibt selbstverständ-
lich immer die Möglichkeit, sich mit 
dem Vermieter über eine frühzeiti-
gere Vertragsbeendigung zu eini-
gen.  

In Ihrem Fall kann, wenn eine be-
stimmte Einrichtung über Jahre ge-
duldet wurde und keine Zugangsbe-
hinderungen oder Sicherheitsbeden-
ken gegeben sind, ein Ausnahmefall 
gegeben sein. Das lässt sich für uns 
derzeit nicht beurteilen.  

Vermieter gemäß § 559 Abs. 1 BGB 
eine Mieterhöhung geltend machen 
– 8 Prozent der auf Ihre Wohnung 
entfallenden Installationskosten. 
Die Gerätemiete für Kaltwasser-
zähler ist gemäß § 2 Nr. 2 BetrKV bei 
entsprechender mietvertraglicher 
Umlagevereinbarung (z.B. Bezug-
nahme auf BetrKV) auf Mieter um-
legbar.  



–

Indexmiete, 

Mieterhöhung

Leitsatz:

Zur Frage der wirksamen Vereinba-
rung einer Indexmiete (§ 557b Abs. 
1 BGB) und der Geltendmachung ei-
ner hierauf gestützten Mietände-
rung (§ 557b Abs. 3 BGB).

BGH, Urteil vom 26.05.2021 –  
VIII ZR 42/20

Aus dem Tatbestand:

Der Formularmietvertrag enthält 
als Anlage die „Vereinbarung einer 
Indexmiete gem. § 557b BGB“ mit 
(auszugsweise) folgendem Inhalt: 
„Ändert sich der vom Statistischen 
Bundesamt ermittelte Verbrau-
cherpreisindex um mindestens 3 %, 
kann jeder Vertragspartner durch 
schriftliche Erklärung und unter 
Angabe der eingetretenen Index-
änderung eine Anpassung der Mie-
te um den entsprechenden Prozent-
satz verlangen, sofern der Mietzins 
jeweils mindestens 1 Jahr unverän-
dert bestand. (…).“

Aus den Entscheidungsgründen:

Nach § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB kann 
sich eine unangemessene Benach-
teiligung des Vertragspartners im 
Sinne des § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB 
daraus ergeben, dass eine Bestim-
mung in Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen nicht klar und verständ-
lich ist. Der Verwender Allgemeiner 
Geschäftsbedingungen ist nach den 
Grundsätzen von Treu und Glauben 
verpflichtet, Rechte und Pflichten 

seiner Vertragspartner möglichst 
klar und durchschaubar darzustel-
len sowie wirtschaftliche Nachtei-
le und Belastungen so weit erken-
nen zu lassen, wie dies nach den 
Umständen gefordert werden kann.

1. Hier ist die Klausel nicht wegen 
der fehlenden Angabe eines Ba-
sisjahrs des Verbraucherpreisin-
dexes intransparent. ... Einer An-
gabe des Basisjahrs zur Berech-
nung der Mietänderung bedarf es 
jedenfalls bei einer Indexmietver-
einbarung wie der vorliegenden, 
bei welcher die Mietentwicklung 
an die prozentuale Änderung des 
Verbraucherpreisindexes geknüpft 
ist, nicht. Zum einen verlangt der 
Wortlaut des § 557b Abs. 1 BGB 
eine solche Festlegung nicht…. 
Überdies wäre bei der hier verein-
barten Prozentklausel die Festle-
gung eines Basisjahrs im Mietver-
trag für die (spätere) Berechnung 
der Mietänderung, anders als bei 
einer sogenannten Punkteklausel, 
bei welcher maßgebend ist, ob die 
Indexentwicklung einen bestimm-
ten Punktwert erreicht, unerheb-
lich….

2. Die Klausel über die Vereinba-
rung einer Indexmiete ist auch 
nicht deshalb intransparent, weil 
in ihr der Anknüpfungspunkt der 
Wartefrist des § 557b Abs. 2 Satz 1 
BGB nicht genannt ist. Hiernach 
muss die Miete während der Gel-
tung einer Indexmiete, von Erhö-
hungen nach den §§ 559 bis 560 
BGB abgesehen, jeweils mindes-
tens ein Jahr unverändert blei-
ben…. Der Angabe des Beginns 
dieser Wartefrist bedarf es aus-
weislich des Wortlauts von § 557b 
Abs. 1 BGB zur wirksamen Verein-
barung einer Indexmiete nicht.

3. Der Wirksamkeit der Indexmiet-
klausel steht auch nicht entgegen, 

dass in ihr nicht ausdrücklich an-
gegeben ist, ob sich die Bruttomie-
te oder die Nettokaltmiete (prozen-
tual zum Verbraucherpreisindex) 
ändert. …Im Wege der Auslegung 
ist aus der maßgebenden Sicht des 
verständigen Mieters …bei einer 
vereinbarten Nettokaltmiete mit 
abzurechnenden Betriebskosten-
vorauszahlungen lediglich die Net-
tokaltmiete von der Indexierung 
erfasst.

4. Die Klausel ist auch nicht des-
halb intransparent, weil in ihr nicht 
angegeben ist, ob sich die Anpas-
sung der (Nettokalt-)Miete nach 
dem Jahres- oder dem Monats-
verbraucherpreisindex des Statis-
tischen Bundesamts richtet. Nach 
der Auslegung ist der Monatsver-
braucherpreisindex maßgebend. 
Dies folgt daraus, dass die Miete, 
die sich entsprechend dem Ver-
braucherpreisindex ändert, vor-
liegend monatlich zu entrichten 
ist (§  3 Ziffer 5 des Mietvertrags, 
§  556b Abs. 1 BGB).

–

Mieterhöhung, 

Modernisierung

Leitsatz:

Werden tatsächlich trennbare Mo-
dernisierungsmaßnahmen (§ 555b 
BGB) durchgeführt, kann der Ver-
mieter mehrere Mieterhöhungen 
(§  559b Abs. 1 BGB) bezüglich je-
weils abgeschlossener Maßnah-
men erklären.

BGH, Urteil vom 28.04.2021 – 
VIII ZR 5/20

In dieser Rubrik 

berichten wir 

über aktuelle 

Urteile des  

Bundes- 

gerichtshofs  

in Karlsruhe.  

Die Symbole 

zeigen an,  

ob sie sich  

positiv oder  

negativ auf die 

Mieterinteres-

sen auswirken.

Neues von den Roten Roben

DIE ROTEN ROBEN
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geln nicht nur in den Fäl-
len, in denen zwischen 
den Parteien Streit über 
die Voraussetzungen für 
das Eingreifen beziehungs-
weise die Reichweite einer 
dem Mietspiegel gegebenen-
falls zukommenden Vermutungs- 
oder Indizwirkung herrscht, son-
dern unabhängig davon in der Regel 
auch dann, wenn die ortsübliche 
Vergleichsmiete unstreitig inner-
halb der für das einschlägige Miet-
spiegelfeld ausgewiesenen Spanne 
liegt und deshalb lediglich die Ein-
ordnung der konkreten Einzelver-
gleichsmiete in diese Spanne einer 
Klärung bedarf.

b) Maßgebend für die Ermittlung 
der ortsüblichen Vergleichsmiete 
ist der Zeitpunkt, zu dem das Er-
höhungsverlangen dem Mieter zu-
geht und nicht der – hier vom Be-
rufungsgericht zugrunde geleg-
te – Zeitpunkt, ab dem der Mieter 
die erhöhte Miete gegebenenfalls 
schuldet. Die nach § 558 Abs. 2 
BGB aF maßgebliche Vierjahres-
frist erstreckt sich demnach vom 
Zugang des Erhöhungsverlangens 
an vier Jahre zurück.

c) Dem sachverständig beratenen 
Tatrichter stehen, wenn sich nach 
der Berücksichtigung von Quali-
tätsunterschieden in den Wohn-
wertmerkmalen der zum Vergleich 
herangezogenen Wohnungen 
noch eine breite Marktstreuung 
der Vergleichsmieten ergibt, ver-
schiedene Ansätze für die Ermitt-
lung der Einzelvergleichsmiete zur 
Verfügung, deren Auswahl in sei-
nem Ermessen steht. Lassen sich 
Besonderheiten bei der Vertei-
lung der Vergleichsmieten – et-
wa in Form einer auffälligen Häu-
fung der Vergleichsmieten um ei-
nen kleinen Wert herum – nicht 
feststellen, kann es angemessen 

sein, auf den arithmetischen Mit-
telwert abzustellen.

BGH, Urteil vom 28.04.2021 – 
VIII ZR 22/20

+

Modernisierung,  

Duldung

Leitsatz:

Einen Anlass zur Erhebung einer 
Klage auf Duldung von Baumaß-
nahmen (§ 555a Abs. 1, § 555d Abs. 
1 BGB) gibt der Mieter in der Regel 
(noch) nicht, wenn er die mit der 
Ankündigung der geplanten Bau-
maßnahmen verknüpfte Auffor-
derung des Vermieters zur Abga-
be einer Duldungserklärung unbe-
achtet lässt. Die Bejahung eines 
Klageanlasses im Sinne von § 93 
ZPO kommt erst in Betracht, wenn 
der Vermieter den Mieter nach 
Ablauf einer angemessenen Frist 
im Anschluss an die Ankündigung 
(erneut) vergeblich zur Abgabe ei-
ner Duldungserklärung aufgefor-
dert hat.

BGH, Beschluss vom 27.04.2021 –
VIII ZB 44/20

±
Kündigung, Härtefall

Leitsatz:

Auch wenn ein Mieter seine Be-
hauptung, ihm sei ein Umzug we-
gen einer bestehenden Erkrankung 
nicht zuzumuten, unter Vorlage be-
stätigender ärztlicher Atteste gel-
tend macht, ist im Falle des Bestrei-
tens dieses Vortrags regelmäßig 
die Einholung eines Sachverstän-
digengutachtens zu der Art, dem 
Umfang und den konkreten Aus-
wirkungen der beschriebenen Er-
krankung auf die Lebensführung 
des betroffenen Mieters im Allge-
meinen und im Falle des Verlusts 
der vertrauten Umgebung erfor-
derlich.

BGH, Urteil vom 28.04.2021 –  
VIII ZR 6/19

±

Mietspiegel, ortsübliche 

Vergleichsmiete
 
Leitsätze:

a) Die Gerichte sind grundsätzlich 
auch dann berechtigt, zur Bestim-
mung der ortsüblichen Vergleichs-
miete ein von der beweisbelasteten 
Partei angebotenes Sachverstän-
digengutachten einzuholen, wenn 
ein Mietspiegel vorliegt, der tabel-
larisch Mietspannen ausweist und 
zusätzlich eine Orientierungshil-
fe für die Spanneneinordnung ent-
hält. Das gilt bei solchen Mietspie-

Neues von den Roten Roben

DIE ROTEN ROBEN
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MIETE UND MIETRECHT

betrieben. Überreste davon bewahr-
te er in Kartons auf dem Dachboden 
und im Keller auf. Auch auf der Trep-
pe und vor dem Eingangsbereich fan-
den sich diverse Gegenstände. Der 
Eigentümer sprach dem Mieter un-
ter anderem deswegen die Kündi-
gung aus. Der Zugang zum Haus sei 
durch die Ansammlung von Gerümpel 
erschwert. Insgesamt liege ein ver-
tragswidriger Gebrauch des Objekts 
vor, schließlich sehe der Vertrag eine 
Nutzung zu Wohnzwecken vor.

Das Urteil: Das Amtsgericht sah kei-
nen Anlass für eine Kündigung. Es lie-
ge kein rechtfertigender Grund dafür 
vor. Es stehe „den Beklagten frei, im 
Rahmen des Mietverhältnisses das 
angemietete Mietobjekt zu nutzen 
und hierbei auch Gegenstände und 
Kartons im Mietobjekt abzustellen“, 
hieß es in der schriftlichen Urteils-
begründung. Anders sei es nur, wenn 
eine substanzielle Schädigung der 
Substanz der Immobilie vorliege oder 
eine Gefahrensituation entstehe.

Trödel als Kündigungsgrund
Mieter hatte allerhand Gerümpel in und vor einem Haus gelagert

Wenn ein Mieter eine größere 
Menge Gerümpel ansammelt, dann 
reicht das alleine noch nicht zwin-
gend für eine fristlose Kündigung. 
Erst beim Vorliegen einer erheb-
lichen Belästigung der Nachbarn 
oder bei einer konkreten Gefähr-
dungslage ist das nach Auskunft 

des Infodienstes Recht und Steu-
ern der LBS möglich. 

Amtsgericht Gießen –  
Aktenzeichen 39 C 114/20

Der Fall: Der Mieter eines Hauses 
hatte früher einen Handel mit Trödel 

Agent Provocateur
Vermieter darf unter Umständen detektivische Mittel einsetzen

Bei Hinweisen auf ein erhebliches 
vertragswidriges Verhalten kann 
es dem Vermieter einer Wohnung 
erlaubt sein, einen sogenannten 
Agent Provocateur (eine Art Spit-
zel) einzusetzen, um die Pflichtver-
letzung nachzuweisen. So entschied 
es nach Auskunft des Infodienstes 
Recht und Steuern der LBS ein Ge-
richt in der Bundeshauptstadt. 

Landgericht Berlin – 
Aktenzeichen 63 S 309/19

Der Fall: Eine Mieterin hatte oh-
ne Rücksprache mit dem Eigentü-
mer Teile ihrer Wohnung an Tou-
risten untervermietet. Nach einer 
Abmahnung löschte die Betroffe-
ne zwar ein entsprechendes Profil 
im Internet, betrieb aber trotzdem 
weiterhin ihre Untervermietung. 
Daraufhin setzte der Eigentü-
mer verdeckt eine Person an, die 
ein Zimmer buchte. Anschließend 
sprach er der Mieterin die Kündi-
gung aus.

Das Urteil: Eine Zivilkammer bil-
ligte das Auftreten des Agent 
Provocateur und ebenso die an-
schließende Kündigung des Miet-
verhältnisses. Von dem in Fra-
ge stehenden Hausfriedensbruch 
könne keine Rede sein, denn diese 
Person habe sich mit Wissen und 
in Anwesenheit der Mieterin in der 
Wohnung aufgehalten.
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MIETE UND MIETRECHT

Quelle: Infodienst  
Recht und Steuern der LBS

MIETE UND MIETRECHT

Endlich wieder raus!
 In Corona-Zeiten drängt es viele ins Freie – Das sorgt auch für Streit

Der monatelange Lockdown hat vie-
le Menschen in diesem Jahr Frühjahr 
und Sommer besonders herbeiseh-
nen lassen. Glücklich sind diejeni-
gen, die als Mieter über einen Gar-
ten verfügen. Gelegentlich kommt es 
bei intensiver Nutzung von Grünflä-
chen aber auch zum Streit.

Es ist bekannt, dass Mieter an den 
Kosten der Gartenpflege beteiligt 
werden können. Aber wie sieht es 
aus, wenn besagte Grünfläche nicht 
nur den Hausbewohnern zur Verfü-
gung steht, sondern auch zur Nut-
zung durch die Öffentlichkeit zugelas-
sen ist? Die Mieter hatten kaum mehr 
Vorteile von dem Außenbereich als 
Fremde, für sie galten dieselben Re-
geln. Das Landgericht Berlin (Akten-
zeichen 65 S 132/19) ging deswegen 
davon aus, dass diese Nebenkosten 
nicht umzulegen seien.

Deftige Formulierungen gegenüber 
den Mitmietern und ein regelmäßi-

ges vertragswidriges Verhalten 
können den Eigentümer zu einer 
fristlosen Kündigung des Mieters 
berechtigen. Der Betroffene hatte 
unter anderem im Garten ein offe-
nes Feuer entfacht, eine Sitzgrup-
pe im Freien mit Gülle besprüht, 
seinen Nachbarn als „Kasper“ be-

zeichnet und sogar eine Körperver-
letzung begangen. Das reichte dem 
Amtsgericht Brandenburg (Akten-
zeichen 31 C 181/18) als Begrün-
dung für eine fristlose Kündigung.
 

 

Es kommt immer wieder vor, dass 
Vermieter ihre vertraglichen Pflich-
ten verletzen – zum Beispiel dann, 
wenn sie wegen Eigenbedarfs kün-
digen und diesen dann doch nicht 
realisieren. In diesem Fall hat der 
frühere Mieter Anspruch auf Scha-
denersatz. Doch das gilt nicht im-
mer, wie der Infodienst Recht und 
Steuern der LBS informiert. 

Bundesgerichtshof – 
Aktenzeichen VIII ZR 238/18

Der Fall: Ein Mieter hatte im Prinzip 
einen Schadenersatzanspruch ge-

Der Mieter hatte zwischenzeitlich 
Eigentum erworben

gen seinen ehemaligen Vermieter, 
denn dieser hatte ihm wegen Eigen-
bedarfs gekündigt und die Immobi-
lie dann doch nicht in der angekün-
digten Weise genutzt. Der Betrof-
fene war nach seinem Auszug nicht 
erneut ein Mietverhältnis eingegan-
gen, sondern hatte Wohneigentum 
erworben. Nun forderte er den Er-
satz für die Maklerkosten, die ihm bei 
der Suche nach diesem Objekt ent-
standen waren. Er sei ja schließlich 
gezwungen gewesen, sich eine neue 
Unterkunft zu suchen und das sei in 
seinem Falle nun mal eine eigene Im-
mobilie geworden. Der frühere Ver-

tragspartner weigerte sich jedoch, 
dafür aufzukommen. Kosten für ei-
nen Eigentumserwerb fielen nicht 
unter den Schutzzweck für Mieter.

Das Urteil: Der Bundesgerichtshof 
schloss sich der Rechtsauffassung 
des Beklagten an. Maklerkosten für 
den Eigentumserwerb zählten nicht 
zu den erstattungsfähigen Ausga-
ben. Sie seien nicht vom Schutz-
zweck aus der Vertragspflicht des 
Vermieters umfasst. Dafür sei ein 
innerer Zusammenhang mit dem 
verletzten Gebrauchserhaltungsin-
teresse des Mieters nötig.
 



±
Streitwert, Staffelmiete

Tenor:

Der Streitwert wird auf 8.243,67 
EUR festgesetzt. Hiervon entfallen 
6.504,48 EUR auf den Klageantrag 
zu 1 ), § 42 Abs. 2 S. 1 GKG. Maß-
geblich ist der Jahreswert der ver-
einbarten höchsten Staffel (hier: 
542,04 EUR), da in dem hier gege-
benem Fall, dass die Miete wegen 
einer Staffelmietvereinbarung in 
unterschiedlichen Zeiträumen ver-
schieden hoch ist, der für die Be-
messung des Räumungsstreitwer-
tes maßgebliche Jahresbetrag aus 
dem höchsten Entgelt zu berech-
nen ist (vgl. BGH, Beschluss vom 
30. Oktober 2007 – VIII ZR 163/07 –, 
juris).

AG Neukölln,  Beschluss  
vom 08.05.2021 – 17 C 47/21, 
zitiert nach juris

–
Mieterhöhung,  

Modernisierung

Leitsatz:

1. Der Mieter trägt die vollständi-
ge Darlegungs- und Beweislast 
für die materielle und somit inhalt-
liche Unrichtigkeit der Moderni-
sierungserhöhung. Wird der Um-
fang der umgelegten Modernisie-

rungskosten substantiiert durch 
den Mieter bestritten und unter 
Beweis gestellt, obliegt dem Ver-
mieter der vollumfängliche Gegen-
beweis. Die streitigen Positionen 
können auch einer Schätzung un-
terzogen werden. Die Darlegungs-
last des Mieters bezieht sich auch 
auf die fehlerhaften Maße und die 
fehlende Durchführung.
2. Eine rückwirkende Anpassung 
der einseitig gestaltenden Miet-
erhöhungserklärung scheidet aus. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn 
ein abweichendes Flächenmaß 
„streitig“ gestellt und durch den 
Vermieter dargelegt und unter Be-
weis gestellt wird. Den erforder-
lichen Fehlputzstellenanteil muss 
der Mieter darlegen und unter Be-
weis stellen. Etwaige Ungenauig-
keiten können einen Fall der Un-
erheblichkeit darstellen. Werden 
Ausführungsdefizite der Wärme-
dämmung nicht dargelegt, geht dies 
zu Lasten des Mieters.
3. Ein substantiiertes Bestreiten 
etwaiger Flächen- und Material-
maße ist Genüge getan, wenn ein 
plausibles Gegenaufmaß dargelegt 
wird. Der Mieter muss eine plau-
sible Gegenüberstellung vor und 
nach der Ausführung gegenüber-
stellen.
4. Ein Vorbehalt ist hinreichend 
bestimmbar erklärt, wenn sich 
der Mieter vorbehält, von sei-
nem Rückforderungsanspruch Ge-
brauch zu machen. Die Erstattung 
außergerichtlicher Kosten kommt 
in Betracht, soweit die Vermiete-
rin ihre Rechtsposition für plausi-
bel erachten durfte.

AG Berlin-Mitte, Urteil  
vom 18.01.2021 – 20 C 117/16, 
zitiert nach juris

+
Schadensersatz,  

Einbauten

Leitsatz:

Sieht der Vermieter davon ab, ge-
gen seinen Willen zurückgelassene 
Einbauten des scheidenden Woh-
nungsmieters (hier u. a.: Badewan-
nenglasaufsatz, Einbauschrank, La-
minatboden) auszubauen und ver-
mietet die Wohnung mitsamt der 
Einbauten an einen Nachmieter, so 
steht ihm nach §§ 280, 249 BGB ge-
gen den scheidenden Wohnungs-
mieter nicht ohne weiteres An-
spruch auf Schadenersatz in Hö-
he der fiktiven Rückbaukosten zu. 
Ein Interesse des Vermieters, die 
Einbauten bis zum Ablauf ihrer Le-
bensdauer zu nutzen, gegenüber 
dem scheidenden Mieter aber die 
Kosten ihrer erst dann beabsich-
tigten Entfernung als Schaden zu 
liquidieren, wäre nicht schützens-
wert (Fortführung BGH, Urteil vom 
5. März 2014 – VIII ZR 205/13, GE 
2014, 659).

LG Berlin, Beschluss vom 21.6.2021 
– 64 S 219/20, zitiert nach juris
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+
Formularklausel,  

Abtretung

Aus den Entscheidungsgründen:

Das Abtretungsverbot in den vor-
formulierten allgemeinen Vertrags-
bedingungen ist unwirksam, weil es 
den Wohnraummieter (Zedenten) 
entgegen den Geboten von Treu und 
Glauben unangemessen benachtei-
ligt, § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB.

LG Berlin, Urteil vom 20.04.2021 – 
65 S 214/20, zitiert nach juris

Gründe:

Grundsätzlich können die Parteien 
eines Schuldverhältnisses einen 
Abtretungsausschluss oder Abtre-
tungsbeschränkungen vertraglich 
vereinbaren, § 399 Alt. 2 BGB.
Nach ständiger Rechtsprechung 
des BGH ist ein Abtretungsaus-
schluss durch Allgemeine Ge-
schäftsbedingung nach § 307 Abs. 
1 Satz 1 BGB jedoch unwirksam, 
wenn ein schützenswertes Interes-
se des Verwenders an dem Abtre-
tungsverbot nicht besteht oder die 
berechtigten Belange des Vertrags-
partners an der freien Abtretbarkeit 
vertraglicher Ansprüche das ent-
gegenstehende Interesse des Ver-
wenders überwiegen.
Die Vermieterin hat kein schüt-
zenswertes Interesse daran, die 
Abtretung von Zahlungsansprü-
chen gegen sie auszuschließen; 
die berechtigten Belange des Mie-
ters (Zedenten) an der Abtretbar-
keit der (Geld-)Forderungen aus 
Bereicherungs- und Schadener-
satzrecht überwiegen zudem das 
entgegenstehende Interesse der 
Beklagten als Verwenderin der 
Formularklausel.
Die Vermieterin begründet die Wirk-
samkeit der Klausel (unter ande-
rem) mit einem ihrerseits bestehen-
den berechtigten Interesse an direk-

ten Verhandlungen mit dem Mieter 
über die zulässige Miethöhe damit, 
dass dauerhafte und für beide Sei-
ten tragfähige Lösungen herbeige-
führt werden müssten, weil es sich 
gerade bei Mietverhältnissen um auf 
Dauer angelegte Schuldverhältnisse 
mit besonderen Treue- und Rück-
sichtnahmepflichten handele, in 
welche neben der Miethöhe regel-
mäßig auch andere Sachverhalte ei-
ne Rolle spielen würden, wie bspw. 
Mängel, Untervermietung, stören-
de Nachbarn oder bauliche Verän-
derungswünsche. Die Begründung 
überzeugt weder, noch trägt sie.
Dies nicht zuletzt deshalb, weil die 
Vermieterin eine Kapitalgesell-
schaft mit Sitz in London ist und ge-
genüber dem Mieter/Zedenten nie 
selbst aufgetreten ist, sondern sich 
durch unterschiedliche Kapitalge-
sellschaften vertreten lassen hat. 
Mithin ist das Abtretungsverbot un-
geeignet, die Wirkung einer direk-
ten Auseinandersetzung der Ver-
tragsparteien herbeizuführen.
Zudem widerlegt der außergericht-
liche Schriftverkehr der beauftrag-
ten Hausverwaltung mit dem Mie-
ter, dass die Vermieterin das von 
ihr zur Begründung ihres Interesses 
angeführte Ziel verfolgt, im beider-
seitigen Interesse alle Fragen einer 
(einheitlichen) Lösung zuzuführen. 
Er belegt zudem die bekannte struk-
turelle Unterlegenheit des Mieters 
in der Auseinandersetzung mit ei-
nem Unternehmer. Auf das höfliche 
Schreiben des Mieters/Zedenten 
reagierte die Hausverwaltung mit 
einem dreizeiligen Antwortschrei-
ben, das auf die vom Mieter auf der 
Grundlage des geltenden Rechts 
formulierten Anliegen mit keinem 
Wort einging.
Es erschließt sich nicht, wie ein 
Schreiben, das sich ohne jede Be-
gründung darauf beschränkt, den 
Mieter aufzufordern, die im Ver-
trag ausgewiesene Miete zu zah-
len, geeignet sein soll, den von der 
Vermieterin formulierten Anspruch 
einer direkten Verständigung aus-
zufüllen. 
Ein schützenswertes Interesse der 
Vermieterin ergibt sich auch nicht 
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daraus, dass sie sich vor unnöti-
gen außergerichtlichen Rechtsver-
folgungskosten schützen möch-
te. Sie übersieht im Rahmen ihrer 
Argumentation die Kausalität. Die 
potentielle Belastung mit Rechts-
verfolgungskosten wäre nicht dar-
auf zurückzuführen, dass der Mie-
ter die Klägerin (oder ein anderes 
Inkassounternehmen) zur Durch-
setzung seiner Zahlungsansprüche 
auf der Grundlage des geltenden 
Rechts einschaltet, sondern käme 
– ausschließlich – dann in Betracht, 
wenn die Vermieterin gegen eben 
dieses Recht hartnäckig verstoßen 
würde.

–
Betriebskosten- 

abrechnung, Wirtschaft-

lichkeitsgebot

Leitsatz:

Der Mieter hat einen Verstoß gegen 
das betriebskostenrechtliche Wirt-
schaftlichkeitsgebot bis zum Ab-
lauf der Einwendungsfrist des § 556 
Abs. 3 Satz 5 BGB geltend zu ma-
chen. Andernfalls unterfällt er ge-
mäß § 556 Abs. 3 Satz 6 BGB dem 
Einwendungsausschluss, es sei 
denn, er hat die verspätete Geltend-
machung nicht zu vertreten.

Orientierungssatz:

Hinweis der Dokumentationsstelle 
des Bundesgerichtshofs: Das Ge-
richt teilt mit, dass sich das Beru-
fungsverfahren durch Zurückwei-
sungsbeschluss erledigt hat.

LG Berlin,  
Beschluss vom 15.06.2021 –  
67 S 61/21, zitiert nach juris

LG Berlin, Urteil vom 25.05.2021 – 
67 S 345/18, zitiert nach juris
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Die Berliner Schwimmbäder sind 
wie immer im Sommer sehr ge-
fragt. Pandemiebedingt verläuft 
der Einlass in die Schwimmbä-
der nur über die Bestellung ei-
nes Zeittickets, wodurch der Zu-
lauf an Badegästen zahlenmäßig 
kontrollierbar bleibt.

Wer aber den ganzen Tag in einem 
Schwimmbad verweilen möchte, 
den zieht es zurzeit besser an die 
Brandenburgischen Seen, die ne-
ben einer guten Wasserqualität 
Strände und Badestellen aufwei-
sen – teilweise sogar Strandbäder.

Viele der Brandenburger Seen 
sind wenig bekannt und garantie-
ren daher Ruhe und Erholung und 
dennoch erfrischende Kühle.

Im Süden Berlins liegt der Große 
Zeschsee. Das Wasser ist kris-
tallklar und die Sichttiefe beträgt 
etwa 2 Meter. Ein geschlossener 
Schilfgürtel umgibt den See zum 
großen Teil. Einige Stege erlau-
ben den Zugang zum Wasser. Der 
See ist umgeben von Erlen und Ei-
chen, die sich entlang des Ufers 
ausgebreitet haben.

Für Naturliebhaber bietet sich ein 
Wanderweg rund um den See an. 
Seltene Vögel wie der Schwarz-
specht, die Schellente und der 
Eisvogel, können dort beobach-
tet werden.

Das Strandbad liegt am Großen 
Zeschsee und ist erreichbar mit 

einer Tiefe bis 70 Meter ist der 
Stechlinsee einer der größten na-
türlichen Seen im Land Branden-
burg. Für seine exzellente Was-
serqualität ist dieser See bekannt.

Der Stechlinsee wurde bereits 
von Theodor Fontane als einer 
der schönsten Seen in der hügeli-
gen Landschaft beschrieben. Die 
besten Aussichten auf den See 
hat man vom Rundweg aus. Die-
ser beginnt in Neuglobsow und 
führt über eine Länge von 14  km 
teils am Wasser entlang, aber 
auch durch die den See umge-
benden Wälder. Es gibt einige na-
türliche Badestellen am See, die 
zum Verweilen einladen und eine 
Wanderung angenehm unterbre-
chen. Beliebt ist der Stechlinsee 
aber auch wegen der Badestel-
le in Neuglobsow. Diese ist aus-
gestattet mit einer großen Lie-
gewiese, einem Bootsverleih mit 
Gastronomie und sanitären Ein-
richtungen. Den See kann man 
entweder zu Fuß, oder mit dem 
Fahrrad erreichen. Einige Park-
plätze sind ebenfalls vorhanden.

An den Wochenenden ist die Ba-
destelle aufgrund ihrer Beliebt-
heit gut besucht. Wer mehr die 
Natur genießen will, der sollte 
seinen Ausflug wochentags pla-
nen.

Den Stechlinsee erreicht man 
mit dem RE5 ab Berlin-Haupt-
bahnhof nach Fürstenberg und 
steigt dort um in den Bus 839 

dem Fahrrad oder dem Auto. Ver-
steckt am See befindet sich ein 
Parkplatz. 

Die Badestelle ist ruhig gelegen 
und wirkt durch den sie umgeben-
den Baumbestand sehr natürlich. 
Ein langgestreckter feiner Sand-
strand, an den Rändern mit Bäu-
men bestanden, bietet optimale 
Bedingungen – auch für Kinder. 
Der Strand fällt ganz flach in den 
See ab, sodass Kinder dort unter 
Aufsicht auch spielen können. Am 
Ende des Strandes gibt es einen 
Kinderspielplatz mit Kletterfelsen.

Man findet dort Natur pur vor, sei 
es als Spaziergänger, oder als Ba-
degast.

Auch das Dorf Zesch hat eini-
ges zu bieten. Die Försterei ist ein 
denkmalgeschütztes Gebäudeen-
semble aus dem 18. und 19. Jahr-
hundert. Zu erkennen an dem Sie-
benender, der die Fassade ziert. 
Das Ensemble besteht aus Haupt-
gebäude, Scheune, Keller und di-
versen Stallgebäuden.

Ganz in der Nähe liegt der Kleine 
Zeschsee, der Erholungssuchen-
den Ruhe und unverfälschte Na-
tur bietet.

Ein weiterer Badesee ist der 
Stechlinsee, der auch die Per-
le des Nordens genannt wird. Der 
Stechlinsee liegt nördlich von Ber-
lin im Stechlin-Ruppiner Seenland. 
Mit einer Fläche von 415 ha und 

AUSFLUGSTIPP

   Badeseen 
        in Brandenburg

Ausflugstipp: 



3 / 2021     mieterschutz  23

nach Neuglobsow.

Mit dem Pkw erreicht man den 
Stechlinsee über die B96, L222 
und die L15 nach Neuglobsow.

Ein anderer ganz besonders be-

liebter Badesee ist der Liepnitz-
see, der etwa 8 km nördlich der 
Berliner Stadtgrenze bei Wand-
litz liegt. Er gilt als einer der sau-
bersten Seen in Brandenburg. 
Die Sichttiefe beträgt bis zu 5m 
und der See weist einen großen 
Fischbestand auf. Zur Erhaltung 
der vielfältigen Fisch- und Pflan-
zenarten sind auf dem See keine 
Motorboote erlaubt. Das Strand-
bad Liepnitzsee erreicht man 
über Wandlitz unter der Adres-
se Am Liepnitzsee 3. Es verfügt 
über eine schöne weitläufige An-
lage mit einer großen Liegewie-
se. Der Strand ist feinsandig mit 
einem Badesteg. Es gibt ein Vol-
leyballfeld und einen Bootsver-
leih. Mit dem Boot kann man auf 
die im See gelegene Insel gelan-
gen. Man kann aber auch die Fäh-
re von Wandlitz aus nutzen, um 
die Insel zu erreichen.
Das Strandbad ist traumhaft 

schön gelegen. Der See hat meh-
rere Buchten, wo das Baden eben-
falls erlaubt ist. Im Strandbad gibt 
es eine Badeaufsicht sowie ver-
schiedene Angebote für diverse 
Sportarten. Auch an das leibliche 
Wohl ist hier gedacht. Verschiede-
ne Imbisse sind geöffnet.

Erreichbar ist das Strandbad über 
die A11 von Berlin aus. Alternativ 
kann man auch mit der S-Bahn von 
Berlin bis Bernau fahren und dann 
mit dem Bus zur Waldsiedlung. Ei-
nen Fußweg von ca. 30 Minuten 
muss man noch einplanen.

Für diejenigen, die in den Sommer-
ferien zuhause bleiben, bietet es 
sich an, die Brandenburger Seen 
in diesem Jahr zu entdecken.   G.R.

Bilder  (von links  
nach rechts):
 Entenküken

Dorfplatz Zesch am See
Th. Fontane

Großer Zeschsee
Fähre am Liepnitzsee

Forsthaus Zesch
Wandlitz

Ansichtskarte Liepnitzsee
Stechlinsee

AUSFLUGSTIPP



www.mieterschutzbund.berlin

RGuter Rat 
 rentiert sich.

Hauptgeschäftsstelle
Konstanzer Straße 61, 10707 Berlin Mo, Di, Mi, Do 9 – 19.00
Telefon 921 02 30-10, Fax 921 02 30-11  Fr 9 – 14.00
zentrale@mieterschutzbund.berlin Sa 10 – 14.00
Beratung nach Voranmeldung

 
Filiale Mitte Mo 9 – 17.00
Torstraße 25, 10119 Berlin Di 9 – 19.00
Telefon 921 02 30-30, Fax 921 02 30-31 Mi 9 – 17.00 
mitte@mieterschutzbund.berlin Do 9 – 18.00
Beratung nach Voranmeldung Fr 9 – 14.00

  
Filiale Neukölln Mo 9 – 17.00
Karl-Marx-Straße 51, 12043 Berlin Di 9 – 19.00
Telefon 921 02 30-50, Fax 921 02 30-51 Mi 9 – 18.00 
neukoelln@mieterschutzbund.berlin  Do 9 – 19.00 
Beratung nach Voranmeldung Fr 9 – 14.00 

 
Filiale Wedding 
Müllerstraße 53, 13349 Berlin Mo, Mi, Do 9 – 17.00
Telefon 921 02 30-40, Fax 921 02 30-41 Di 9 – 19.00 
wedding@mieterschutzbund.berlin Fr 9 – 14.00
Beratung nach Voranmeldung 

Die Telefonberatung

Sie brauchen eine schnelle und kompetente Aus-
kunft zu Mietrechtsfragen? Sie haben aber keine 
Zeit für eine Beratung in einer unserer Beratungs-
stellen oder wohnen außerhalb Berlins? Dann ist 
unsere telefonische Mieterberatung für Sie ideal.

Die Telefonberatung ist nur für kurze, grundsätz liche 
Fragen geeignet. Prüfungen von Mieterhöhungen, 
Betriebs- und Heizkostenabrechnungen oder neu 
abzuschließenden Mietverträgen können nur im 
Rahmen eines persönlichen Gespräches stattfinden.

Als Mitglied im Mieterschutzbund Berlin e. V. 
stellen Sie Ihre Fragen an unsere Anwälte/innen 
ausschließlich unter der Rufnummer:

921 02 30 60 diese Nummer ist für die  
Rechtsberatung der Mitglieder reserviert.

Zu folgenden Zeiten: 

Montag – Freitag von 12.00 – 14.00 Uhr sowie
Dienstag und Donnerstag von 17.00 – 19.00 Uhr

Mieter werben Mieter

Sind Sie mit uns zufrieden? Dann empfehlen Sie 
uns weiter. Für jedes von Ihnen geworbene Mit-
glied erhalten Sie 5,- Euro auf Ihr Mitgliedskonto 
und haben darüber hinaus die Chance auf zusätz-
liche Preise, die wir zum Jahresende verlosen.
Machen Sie mit – es lohnt sich!


